
gefährden, objektiv als nicht „rechtswidrig“ und damit 
als nicht strafbar zu erklären. Unsere Aufgabe muß 
also darin bestehen, die imperialistische Lehre von der 
Rechtswidrigkeit zu entlarven und die Berechtigung 
bestimmter Rechtfertigungsgründe zu untersuchen. 
Dabei ist es für uns unerheblich, ob Rechtfertigungs
gründe früher „gewohnheitsrechtlich“ anerkannt 
waren. Es kommt vielmehr darauf an, zu untersuchen, 
ob sie von unseren demokratischen Gerichten noch ge
wohnheitsrechtlich anerkannt werden können. Das 
dürfte für den übergesetzlichen Notstand, der z. B. 
benutzt worden ist, um Kompensationsgeschäfte als 
nicht rechtswidrig zu erklären, kaum der Fall sein. Im 
Gegensatz zu der Trennung von Tatbestandsmäßigkeit 
und Rechtswidrigkeit wird eine demokratische Recht
sprechung davon ausgehen müssen, daß der Tatbestand 
die Summe aller (objektiven und subjektiven) Merk
male enthält, die ein Verbrechen charakterisieren, daß 
eine tatbestandsmäßige Handlung damit zugleich auch 
gesetzwidrig ist, daß eine Handlung aber, die unsere 
antifaschistisch-demokratische Ordnung nicht gefährdet, 
auch nicht tatbestandsmäßig und somit auch nicht 
rechtswidrig ist. Die normativen neukantianischen 
Theorien äußern sich weiter darin, daß der einheitliche 
Schuldbegriff in eine psychologische und normative 
Seite aufgelöst, ja der psychologische Schuldbegriff 
selbst in die objektive Seite verlegt und damit die 
Schuld auf die „Vorwerfbarkeit“ allein beschränkt wird. 
Die Schuld wird aus einer subjektiven Eigenschaft des 
Verbrechens zu einer Eigenschaft im Bewußtsein des 
Richters, der „Vorwerfbarkeit“. Eine demokratische 
Rechtsprechung wird sich daher mit der Bildung eines 
neuen Schuldbegriffes, der den demokratischen An
schauungen der Werktätigen entspricht, beschäftigen 
müssen.

Ein weiteres Mittel der Auflösung der bürgerlichen 
Gesetzlichkeit ist das „Willensstrafrecht“, das die Ur
sachen des Verbrechens, die in den materiellen Ver
hältnissen wurzeln, in die Brust des Täters, in seinen 
„verbrecherischen Willen“ verlegt. Diese Theorie führt 
praktisch dazu, daß nicht die Handlung, welche objek
tiv rechtswidrig, objektiv „Anfang der Ausführung“, 
objektiv Täterschaft oder Beihilfe ist, verurteilt wird, 
sondern daß es der Willkür des Richters überlassen 
wird, festzustellen, ob sich irgendwie ein „verbrecheri
scher Wille“ geäußert habe. Daher kann die demo
kratische Rechtsprechung, die auf der Achtung vor 
der demokratischen Gesetzlichkeit beruht und einen 
Menschen nur für eine Handlung, die objektiv gesetz
widrig ist, zur Verantwortung zieht, sich nur im Kampfe 
gegen die imperialistischen subjektiven Theorien des 
Strafrechts entfalten.

Imperialistischen Charakter haben weiter die neolom
brosianischen, jetzt von den amerikanischen Rechts
ideologen propagierten biologischen Theorien, die die 
Verbrechensursache in die biologische Natur („krank
hafte Erbmasse“, „rassische Minderwertigkeit“) ver
legen und damit eine Verurteilung nicht auf Grund 
objektiv gesetzwidriger Handlungen, sondern auf Grund 
psychologisch-politischer Beurteilungen propagieren.

Zu dieser Gruppe von „Theorien“ gehört die „soziolo
gische“ Strafrechtsschule, die den Charakter der Ver
brechen, welche lediglich die kapitalistische Minder
heit gefährden, in „gesellschaftsgefährdend“ umfälscht, 
den Täter zum asozialen Element stempelt, von dem 
ein „Gefahrenzustand“ für die Gesellschaft ausgehe. 
Solche Theorien rechtfertigen „Sicherungsverwah
rung“, Konzentrationslager, Sterilisation und bereiten 
die Faschisierung vor.

Dazu gehört die „Theorie des gesunden Volksempfin
dens“, die nur das juristische Gegenstück zur Lehre von 
der „Volksgemeinschaft“ zwischen Arbeitern und 
Monopolkapitalisten ist, die den Klassencharakter des 
Strafrechts leugnet und eine Verurteilung nicht auf 
Grund einer gesetzwidrigen Handlung, sondern auf 
Grund eines mystischen „Empfindens des Volkes“ 
(analog „Rassenseele“), das überdies noch „gesund“ 
(biologischer Begriff) sein soll, fordert.

Im Gegensatz zu den juristischen Lehren des nieder
gehenden und verfaulenden Kapitalismus, im Kampfe 
gegen die faschistisch-imperialistischen Traditionen 
entstehen das neue demokratische Rechtsbewußtsein 
und die ihm entsprechenden juristischen Einrichtungen.

Während der Imperialismus das bürgerliche Prinzip 
der abstrakten Gesetzlichkeit auflöst, beruht unsere 
demokratische Rechtsprechung auf dem Prinzip demo
kratischer Gesetzlichkeit. Sie ist eine Gesetzlichkeit, die 
durch unseren Staat in Übereinstimmung mit den In
teressen des werktätigen Volkes gegen die Interessen 
der imperialistischen Minderheit geschaffen wurde, die 
die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten unserer Entwick
lung, die materiellen Bedürfnisse der antifaschistisch
demokratischen Ordnung zum Ausdruck bringt, die auf 
der Einsicht in die Notwendigkeit der gesellschaftlichen 
Entwicklung beruht.

Das Prinzip demokratischer Gesetzlichkeit kann sich 
daher nur durch die Liquidierung aller Anschauungen, 
die die Zerstörung der Gesetzlichkeit propagieren, ent
falten. Es stellt nicht nur den Grundsatz auf: „Keine 
Strafe, kein Verbrechen ohne Gesetz“, sondern ver
wirklicht die Strafbarkeitserklärung allein durch das 
demokratische Gesetz, den Willensausdruck des werk
tätigen Volkes.

Im Gegensatz zu dem Rechtsformalismus, der das 
klassenbedingte und historische Wesen des Straf
rechts zu leugnen sucht, verwirklicht das demokratische 
Strafrecht den Grundsatz: Keine Strafe, kein Ver
brechen ohne Gefährdung der antifaschistisch-demo
kratischen Ordnung. Zum ersten Male in der Ge
schichte des deutschen Strafrechts ist es daher unum
gänglich notwendig und möglich, einen wirklich 
materiellen Begriff des Verbrechens zu bilden.

Nach diesem Grundsatz handeln heißt aber, daß 
jegliche Abart des Formalismus, jeder bürgerliche Ob
jektivismus überwunden, der materielle Charakter 
unseres Strafrechts, unserer Rechtsprechung offen ent
hüllt wird und kämpferische demokratische Parteilich
keit unsere gesamte Tätigkeit bestimmt.

Im Gegensatz zu der bürgerlich-imperialistischen 
Strafrechtstheorie und -praxis, die kein demokratisches 
Prinzip der Verantwortung aufstellen konnte (es gibt 
keine wirkliche Verantwortung der Werktätigen vor 
einem feindlichen Staat, einer feindlichen Klasse, son
dern nur Unterdrückung), fordern wir, daß der Täter 
nur für eine gesetzwidrige und unsere Ordnung ge
fährdende Handlung bestraft werden kann, für die er 
verantwortlich ist. Diese Verantwortlichkeit ergibt sich 
objektiv aus der Verursachung der Handlung und ihrer 
Folgen und subjektiv aus der Schuldhaftigkeit des ver
ursachten Verhaltens.

Das Prinzip demokratischer Verantwortung kann nur 
durch die Überwindung der bürgerlich-imperialistischen 
Kausalitätstheorien und Schuldlehren verwirklicht 
werden. Die Kausalitätstheorien des Bürgertums, die 
Adäquanz-, Bedingungs- und Übergewichts„theo- 
rien“ müssen deshalb überwunden werden, weil sie 
von der reaktionär-idealistischen Lehre der Nicht
erkennbarkeit der Welt und damit der Nichterkennbar
keit des wirklichen Kausalzusammenhanges ausgehen 
und die Kausalität lediglich als eine Denkform auf
fassen, die den Richter befähigen soll, ein „brauch
bares“, d. h. im Interesse der herrschenden Klasse 
brauchbares Urteil zu sprechen. Eine wirkliche Verant
wortlichkeit kann jedoch nur in Anwendung der einzig 
wissenschaftlichen Kausalitätslehre des dialektischen 
und historischen Materialismus begründet werden. In 
diesem Zusammenhang sind auch solche ideologischen 
Verzerrungen des wirklichen Kausalzusammenhanges 
wie die „Akzessorietät“ zu überwinden. Wir fordern 
daher: „Keine Strafe, kein Verbrechen ohne Kau
salität.“

Das Prinzip demokratischer Verantwortlichkeit kann 
ebenso nur durch Überwindung der normativen und 
formal-psychologischen Schuldlehren verwirklicht wer
den, die keine wissenschaftliche Grundlage für die Prü
fung der Verantwortlichkeit abgeben. Eine wissen
schaftliche Prüfung der Schuld ist nur möglich durch 
Anwendung der Erkenntnisse des dialektischen und 
historischen Materialismus über die subjektive Ver
antwortlichkeit des Menschen, durch Anwendung der 
Erkenntnisse der marxistisch-leninistischen Psycholo
gie. Für uns gilt daher der Grundsatz: Kein Verbrechen 
ohne Schuld.

Im Gegensatz zu den ideologischen Verzerrungen der 
Wirklichkeit durch Begriffe formaler Art, die den 
Interessen der Monopolkapitalisten dienen, muß unsere
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